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Stellungnahme 
des Deutschen Anwaltvereins und des 
Landesverbandes Mecklenburg-Vorpommern 
durch den Ausschuss Aus- und Fortbildung  
 
 
zum Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Juristenausbildungsgesetzes  
 
 
Stellungnahme Nr.: 42/2022   Berlin, im August 2022 

 
 
 

Mitglieder des Ausschusses Aus- und Fortbildung  

 

- Rechtsanwältin Sabine Gries-Redeker, Bonn 

 (Vorsitzende und Berichterstatterin)  

- Rechtsanwältin Ulrike Gantert, Karlsruhe  

- Rechtsanwalt Dr. Sven Hasenstab, Hannover 

- Rechtsanwalt Detlev Heyder, Freiburg 

- Rechtsanwältin Dorela Kress, Esslingen am Neckar  

- Rechtsanwalt Dr. Rainer Markfort, Berlin  

- Rechtsanwältin Christine Volohonsky, München 

 

Zuständig in der DAV-Geschäftsstelle  

 

- Rechtsanwältin Bettina Bachmann 
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Verteiler 

 

 Bundesministerium der Justiz 

 Ministerium für Justiz, Gleichstellung und Verbraucherschutz Mecklenburg-

Vorpommern - Justizprüfungsamt 

 Rechtsausschuss des Landtages Mecklenburg-Vorpommern 

 Präsident der Oberlandesgerichts Rostock 

 Deutscher Juristentag  

 Deutscher Juristinnenbund 

 Deutscher Juristen-Fakultätentag  

 Vorstand und Geschäftsführung des DAV  

 Vorsitzende der Landesverbände des DAV  

 Vorsitzende der Gesetzgebungsausschüsse des DAV 

 Mitglieder des Ausschusses Aus- und Fortbildung  

 Mitglieder des Geschäftsführenden Ausschusses des FORUM Junge 

Anwaltschaft 

 Bundesrechtsanwaltskammer 

 Rechtsanwaltskammer Mecklenburg-Vorpommern 

 Deutscher Richterbund  

 Neue Richtervereinigung  

 Bundesverband der Freien Berufe  

 Dekanat der juristischen Fakultät der Universitäten Greifswald 

 Bundesverband rechtswissenschaftlicher Fachschaften  

 Bund studentischer Rechtsberater  

 ELSA-Deutschland  

 Redaktion NJW  

 Redaktion JuS  

 Redaktion LTO  

 Redaktion Juristenzeitung  
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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV versammelt mehr als 61.000 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Anwaltsnotarinnen und Anwaltsnotare, 

die in 253 lokalen Anwaltvereinen im In- und Ausland organisiert sind. Er vertritt die 

Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler 

Ebene. Der DAV ist im Lobbyregister für die Interessenvertretung gegenüber dem 

Deutschen Bundestag und der Bundesregierung zur Registernummer R000952 sowie 

im Transparenzregister Landtag Mecklenburg-Vorpommern eingetragen.  

 

Der DAV begrüßt ausdrücklich die geplanten Änderungen, die der Entwurf vorsieht. Es 

werden damit zwei Forderungen umgesetzt, die der DAV seit langem immer wieder 

geltend gemacht hat: 

 

1. Reduzierung des zeitlichen Umfangs des Schwerpunktbereichs innerhalb des 

Lehrplans im Studium und Präzisierung der Leistungsanforderungen  

 

Der Entwurf entspricht auch den Empfehlungen des 

Koordinierungsausschusses, der gerade mit Blick auf die Chancengleichheit 

und auch für eine bessere Vergleichbarkeit der Leistungsergebnisse der 

Schwerpunktprüfungen hier Anpassungen dringend angeraten hatte.  

 

Die erheblichen Unterschiede im Bereich Schwerpunkt haben zu der 

Fehlentwicklung geführt, dass sich Studierende nicht an ihrem wirklichen 

Fachinteresse orientiert haben, sondern an notentaktischen Erwägungen, die 

dahingingen, wo man die besten Noten bei welcher Professorin oder welchem 

Professor erreichen könnte. 

 

Zudem wird auf dem Arbeitsmarkt die Note im Schwerpunkt kaum – wenn 

überhaupt – beachtet, weil man dieser wenig Aussagekraft über die juristischen 

Fähigkeiten beimisst. Teilweise wird nur die Staatsnote berücksichtigt und die 

Note im Schwerpunkt herausgerechnet. 
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2. Einführung eines Teilzeitreferendariats   

 

Bereits im Lehramtsreferendariat wurden in einigen Bundesländern hier sehr 

positive Erfahrungen gesammelt, sodass es sich quasi aufdrängt, auch im 

juristischen Referendariat eine solche Option zu erlauben. Es trägt damit dem 

Anliegen Rechnung, Beruf bzw. Berufsausbildung und Familie zu vereinbaren. 

Zumindest ist diese Möglichkeit des Teilzeitreferendariats ein Baustein, die 

juristische Ausbildung attraktiver zu machen. 

 

Als Fazit lässt sich daher festhalten, dass die hier vorgesehenen inhaltlichen 

Änderungen zu begrüßen und auch längst überfällig sind. 

 

Der Entwurf nimmt zudem einige redaktionelle und sprachliche Anpassungen vor. 

Neben der längst überfälligen Einführung der „neuen“ Rechtschreibung sollen die 

Änderungen der sprachlichen Geschlechtergerechtigkeit dienen. Allerdings scheint dies 

nicht immer geglückt zu sein. In § 14 soll mit Zielsetzung dieser Anpassung das 

Pronomen „er“ durch „ein Prüfling“ ersetzt werden. Dass damit eine sprachliche 

Gleichstellung erreicht wird, erschließt sich nicht. Hier wäre es gegebenenfalls 

angebracht, das Wort „Prüfling“ zu ersetzen. Beispielhaft vorstellbar wäre, die 

Verwendung des Wortes Prüfungskandidat und Prüfungskandidatin, was immerhin in 

zwei sprachlichen Geschlechtsformen existiert. 

 


